
 SEB Bank Hamm                                                                Steuer-Nr. 304/5176/0965                   BÜROZEITEN: 9-13 und 15-17 Uhr 
Konto-Nr. 1569995400                                                                   FA Beckum                   außer Mittwoch- und Freitagnachmittag 

            (BLZ 410 101 11)                           Hinweis § 33 BDSG: mandatsbezogene Daten werden elektr. gespeichert           Sprechstunden nach Vereinbarung 

 MR IT Februar 2010 

 
    

 
 
 

      
Internetanschlussinhaber haftet für unerlaubten Download durch Familienmit-

glieder  
 

Nach einem Urteil des Oberlandesgerichts Köln (OLG) vom 23.12.2009 hat ein Internetanschlussin-
haber 2.380 € Abmahnkosten nebst Zinsen an führende deutsche Tonträgerhersteller zu zahlen. 
Von dem Internetanschluss wurden insgesamt 964 Musiktitel als MP3-Dateien unerlaubt zum Down-
load angeboten, darunter auch viele ältere Titel. Die unterschiedlichen Urheber- und Nutzungsrechte 
an diesen Titeln stehen den Musikfirmen EMI, Sony, Universal und Warner Deutschland zu. 
 
Nachdem die IP-Adresse des Internetanschlusses dem Inhaber zugeordnet worden war, ließen die 
Musikfirmen ihn durch ihren Anwalt abmahnen, worauf er sich zur Unterlassung weiterer Urheber-
rechtsverletzungen verpflichtete. Daraufhin nahmen die Musikfirmen den Anschlussinhaber auf Zah-
lung der Anwaltskosten für die Abmahnung in Anspruch. Dieser bestritt, dass er selbst Musikstücke 
im Internet angeboten habe. Neben ihm hatten noch andere Familienmitglieder, u. a. seine damals 
10 und 13 Jahre alten Kinder, Zugang zu dem Computer. 
 
Das OLG erkannte in seinem Urteil den Musikfirmen wegen des unberechtigten Download-Angebots 
jetzt einen Anspruch auf Ersatz ihrer Abmahnkosten zu. Dabei ließen die Richter offen, inwieweit der 
Inhaber eines Internetanschlusses überwachen muss, dass andere Personen keine Urheberrechts-
verletzungen über seinen Anschluss begehen. Nach ihrer Auffassung genügt das bloße Verbot, 
keine Musik aus dem Internet herunterzuladen und an Internet-Tauschbörsen teilzunehmen, zur 
Vermeidung von Rechtsverletzungen durch die Kinder nicht, wenn dies praktisch nicht überwacht 
und den Kindern freie Hand gelassen wird. Daher ist ein Anschlussinhaber letztlich als verantwort-
lich anzusehen und haftet für die Urheberrechtsverletzungen. 
 
Bei der Berechnung der anwaltlichen Abmahnkosten, die sich nach dem Gegenstandswert der Sa-
che richten, haben die Richter das hohe Interesse der Musikfirmen an der Vermeidung weiterer Ur-
heberrechtsverletzungen vom konkreten Anschluss aus betont. 

 
 

      Haftung des Geschäftsführers für unzulässige E-Mail-Werbung 
 

 

Unternimmt der Geschäftsführer und gesetzliche Vertreter einer Gesellschaft keine Maßnahmen, um 
unlautere E-Mail-Werbung wegen der ungeprüften Verwendung der von Dritten erworbenen Adress-
datenbestände zu verhindern, haftet er persönlich auf Unterlassung. 
 
Ein Geschäftsführer hat den Betrieb insoweit zumindest so zu organisieren, dass sichergestellt ist, 
dass E-Mails lediglich an solche Personen versandt werden, von denen eine ausdrückliche Einwilli-
gung vorliegt. Eine einfache Zusicherung des Veräußerers von Adres sdatenbeständen reicht 
hierfür nicht aus. I m Fall der Verwendung von Adressdaten zur E-Mail-Werbung ist etwa zu prüfen, 
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ob zu den einzelnen Adressdatenbeständen entsprechend dokumentierte ausdrückliche Einwilligun-
gen der Adressaten vorliegen. 

 

 

      Unverlangte Zusendung von Werbe-E-Mails rechtswidrig  
 

In der Rechtsprechung ist die Frage umstritten, ob die unverlangte Zusendung von E-Mails mit Wer-
bung an Gewerbetreibende  einen rechtswidrigen Eingriff in den eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb darstellt. Zum Teil wird ein rechtswidriger Eingriff jedenfalls bei einer einmaligen 
Zusendung einer E-Mail mit Werbung verneint. Die überwiegende Ansicht in der Rechtsprechung 
bejaht dagegen auch bei einer einmaligen E-Mail-Versendung eine entsprechende Rechtsverlet-
zung. 
 
Nun haben die Richter des Bundesgerichtshofs klarge stellt, dass bereits die einmalige unver-
langte Zusendung einer E-Mail mit Werbung einen rec htswidrigen Eingriff in das Recht am 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb darste llen kann. 
 
Die Zusendung einer Werbe-E-Mail ohne vorherige Einwilligung des Adressaten stellt einen unmit-
telbaren Eingriff in den Gewerbebetrieb dar. Unverlangt zugesandte E-Mail-Werbung beeinträchtigt 
regelmäßig den Betriebsablauf des Unternehmens. Mit dem Sichten und Aussortieren unerbetener 
E-Mails ist ein zusätzlicher Arbeitsaufwand verbunden. Zudem können zusätzliche Kosten für die 
Herstellung der Online-Verbindung und die Übermittlung der E-Mail durch den Provider anfallen. Die 
Zusatzkosten für den Abruf der einzelnen E-Mail können zwar gering sein. Auch der Arbeitsaufwand 
für das Aussortieren einer E-Mail kann sich in engen Grenzen halten, wenn sich bereits aus dem 
Betreff entnehmen lässt, dass es sich um Werbung handelt. 
 
Anders - und das ist in der Praxis zur Regel geworden - fällt die Beurteilung aber aus, wenn es sich 
um eine größere Zahl unerbetener E-Mails handelt oder wenn der Empfänger der E-Mail ausdrück-
lich dem weiteren Erhalt von E-Mails widersprechen muss. 
 
Wegen des unzumutbar belästigenden Charakters ist d ie Übersendung einer Werbe-E-Mail 
ohne vorherige ausdrückliche Einwilligung grundsätz lich rechtswidrig.  

 

 

      
Verbraucherbegriff bei natürlichen Personen, die auch selbstständig freiberuf-

lich tätig sind  
 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Urteil vom 30.9.2009 entschieden, unter welchen Vorausset-
zungen eine natürliche Person, die nicht nur als Verbraucher, sondern auch als selbstständiger 
Freiberufler am Rechtsverkehr teilnimmt, "als Verbraucher" im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches anzusehen ist. 
 
In einem Fall aus der Praxis bestellte eine Rechtsanwältin über einen Internetanbieter unter ande-
rem drei Lampen zu einem Gesamtpreis von 766 €. Sie gab dabei als Liefer- und Rechnungsadres-
se ihren Namen (ohne Berufsbezeichnung) und die Anschrift der "Kanzlei Dr. B." an, bei der sie tätig 
war. Ca. sechs Wochen später erklärte sie den Widerruf ihrer Vertragserklärung mit der Begrün-
dung, dass die Lampen für ihre Privatwohnung bestimmt gewesen seien und ihr deshalb ein Wider-
rufsrecht nach den Vorschriften über Fernabsatzgeschäfte zustehe, über das sie vom Internetanbie-
ter nicht ordnungsgemäß belehrt worden ist. 
 
Die Richter des BGH kamen zu dem Entschluss, dass eine natürliche Person, die - wie die Anwältin 
- sowohl als Verbraucher als auch in ihrer freiberuflichen Tätigkeit als Unternehmer am Rechtsver-
kehr teilnimmt, im konkreten rechtsgeschäftlichen Handeln lediglich dann nicht als Verbraucher an-
zusehen ist, wenn dieses Handeln eindeutig und zweifelsfrei ihrer gewerblichen oder selbstständi-
gen beruflichen Tätigkeit zugeordnet werden kann. Dies ist zum einen dann der Fall, wenn das 
Rechtsgeschäft objektiv in Ausübung der gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit 
abgeschlossen wird. Darüber hinaus ist rechtsgeschäftliches Handeln nur dann der unternehmeri-
schen Tätigkeit der natürlichen Person zuzuordnen, wenn sie dies ihrem Vertragspartner durch ihr 
Verhalten zweifelsfrei zu erkennen gegeben hat. 
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Nach diesen Kriterien war die Anwältin im entschiedenen Fall bei der Bestellung der Lampen als 
Verbraucherin tätig geworden. Nach den vor Gericht getroffenen Feststellungen hatte sie die Lam-
pen für ihre Privatwohnung gekauft. Konkrete Umstände, aus denen der Verkäufer hätte schließen 
können, dass der Lampenkauf der freiberuflichen Sphäre der Käuferin zuzurechnen sei, lagen nicht 
vor. Insbesondere konnte der Verkäufer aus der Angabe der Kanzleianschrift als Liefer- und Rech-
nungsadresse nichts Eindeutiges für ein Handeln zu freiberuflichen Zwecken herleiten, da hieraus 
nicht deutlich wurde, dass die Kundin in der Kanzlei als Rechtsanwältin - und nicht etwa als Kanzlei-
angestellte - tätig war. 

 

 

 
  

    Basiszins / Verzugszins 
 

 

• Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  

 

• Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.01.2009 - 30.6.2009 = 1,62 % 
01.07.2009 - 31.12.2009 = 0,12 % 
seit 01.01.2010 = 0,12 %  

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/presse/presse_zinssaetze.php 
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

 


